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Liebe Mandanten und  
Geschäftspartner,

auf den folgenden Seiten erlauben wir uns,  
Sie über die neusten Entwicklungen des  
Steuerrechts zu informieren. Haben Sie  

Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe oder 
 zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns  an.  

Wir beraten Sie gern.

Lohnsteuer		  10.09.2026

Kirchensteuer		  10.09.2026

Solidaritätszuschlag	 10.09.2026

Umsatzsteuer		  10.09.2026

Steuertermine  
im Monat September

Sozialversicherung	 28.09.2026
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Newsdienst
Aktuelles aus den Bereichen Steuern, Recht und Wirtschaft im Monat September 2026.

Was Unternehmen bei der E-Rech-
nungspflicht beachten müssen (Teil 2) 
- Weitere Besonderheiten
Nachdem in Teil 1 dieses Beitrags (Mandan-
ten-Monatsinformation August 2026) allge-
meine Ausführungen zur E-Rechnungspflicht 
und den dabei auftretenden möglichen Feh-
lern gemacht wurden, geht es in diesem Bei-
trag um die Besonderheiten bei der Erteilung 
einer E-Rechnung. 

Besondere Unternehmer: Grundsätzlich 
sind auch Vereine, soweit sie unternehme-
risch tätig sind, von der Pflicht zur Erstellung 
von E-Rechnungen für die von ihnen erbrach-
ten Leistungen betroffen. Soweit der Verein 
rein ideell aktiv ist, muss jedoch weder eine 
Möglichkeit zum Empfang noch zum Versand 
von E-Rechnungen bestehen. 

Kleinunternehmer sind von der Pflicht zur 
Ausstellung von E-Rechnungen stets befreit, 
können aber dennoch freiwillig E-Rechnungen 
ausstellen. Allerdings müssen auch Kleinun-
ternehmer in der Lage sein, E-Rechnungen 
empfangen zu können. 

Sammelrechnung: Auch in einer E-Rech-
nung ist es zulässig, den Kalendermonat als 
Leistungszeitpunkt anzugeben, daher können 
mehrere in einem Monat erfolgte Leistungen 
in einer einzigen E-Rechnung zusammenge-
fasst werden („Sammelrechnung“).

Berichtigung: Sofern bei der ursprüngli-
chen Erstellung der Rechnung eine Pflicht 
zur Ausstellung als E-Rechnung bestanden 
hat, muss auch die Berichtigung als E-Rech-
nung erfolgen. Allerdings kann innerhalb der 
Übergangsfristen eine Rechnungsberichti-
gung weiterhin auch ohne Verwendung des 
E-Rechnungsformates (z. B. per Papier-Rech-
nungsberichtigung) vorgenommen werden. 
Wichtig dabei ist, dass sich das Berichti-
gungsdokument spezifisch und eindeutig auf 
die ursprüngliche E-Rechnung bezieht.

Bauleistung: Bei einer E-Rechnung über 
eine Bauleistung ist es derzeit noch ausrei-
chend, wenn im strukturierten Teil als Leis-
tungsbeschreibung nur die einzelnen Gewerke 
mit den entsprechenden Summen enthalten 
sind. In diesem Fall sollte allerdings in Anlage 
eine detaillierte Aufschlüsselung nach dem 
Leistungsverzeichnis enthalten sein, auf die 

im strukturierten Teil eindeutig hinzuweisen 
ist. 

Anzahlungs-, Voraus- und Abschlagsrech-
nungen: Sind derartige Rechnungen vor dem 
Stichtag für die verpflichtende Ausstellung 
einer E-Rechnung erteilt worden, müssen 
diese selbst dann nicht (auch nicht erneut) 
als E-Rechnung übermittelt werden, wenn 
Leistungserbringung und Zahlung erst nach 
diesem Stichtag erfolgen.

Endrechnung: Im Prinzip muss auch eine 
Endrechnung in einem E-Rechnungsformat 
erteilt werden. Dabei kann die Absetzung der 
vereinnahmten Teilentgelte in einem beige-
fügten, unstrukturierten Anhang erfolgen, 
wenn im strukturierten Teil der E-Rechnung 
ausdrücklich auf diese Anlage hingewiesen 
wird. Dies ist auch über den 31.12.2027 hi-
naus möglich.

Aufbewahrung: Bei einer E-Rechnung ist 
zumindest deren strukturierter Teil so auf-
zubewahren, dass er unversehrt in seiner ur-
sprünglichen Form vorliegt. Es genügt nicht, 
lediglich eine ausgedruckte Papierversion 
oder eine konvertierte PDF-Ansicht aufzube-
wahren. Der originale strukturierte Datensatz 
- also die XML-Datei oder der eingebettete 
XML-Teil einer ZUGFeRD-Datei - muss unver-
änderbar gespeichert werden. Unternehmen 
sollten prüfen, ob ihre Archivierungssysteme 
diese Anforderung erfüllen.

Fragebogen zur umsatzsteuerlichen 
Erfassung von im Ausland ansässigen 
Unternehmern
Zur umsatzsteuerlichen Erfassung von im 
Ausland ansässigen Unternehmern wurden 
die entsprechenden Vordruckmuster vom 
Bundesministerium der Finanzen an die aktu-
elle Rechtslage angepasst und neu bekannt-
gegeben (Az. III C 3 - S 7532/00030/011/043).
Die Vordruckmuster gelten ab dem Besteue-
rungszeitraum 2026. 

Vorsteuerabzug auch für Rechtsbera-
tung zur Durchsetzung von Schadens-
ersatzansprüchen
Die Klägerin, eine GmbH, hatte mit einem Auf-
traggeber einen langfristigen Betreibervertrag 
über die Entwicklung und den Betrieb eines 

Projekts geschlossen. Sie sollte die Planungs- 
und Entwicklungskosten zunächst selbst tra-
gen und erst mit Beginn des Projekts eine Ver-
gütung erhalten. Bevor das Projekt umgesetzt 
wurde, kündigte der Auftraggeber den Vertrag 
wegen rechtlicher Bedenken. Die Klägerin 
setzte daraufhin erfolgreich Schadensersatz-
ansprüche gegen den Auftraggeber durch. Für 
die dabei in Anspruch genommenen Bera-
tungsleistungen machte sie den Vorsteuerab-
zug geltend. Das Finanzamt versagte diesen 
mit der Begründung, die Beratungsleistungen 
stünden nicht in unmittelbarem Zusammen-
hang mit einer unternehmerischen Tätigkeit, 
sondern lediglich mit der Durchsetzung von 
Schadensersatzansprüchen.

Der Bundesfinanzhof bestätigte die Ent-
scheidung des Finanzgerichts Berlin-Bran-
denburg und erkannte den Vorsteuerabzug 
an (Az. V R 15/24). Die Kosten der Bera-
tungsleistungen gehörten zu den allgemeinen 
Aufwendungen der beabsichtigten unterneh-
merischen Tätigkeit. Die Schadensersatzfor-
derungen hätten ihren Ursprung ausschließ-
lich in dem Betreibervertrag und damit in einer 
wirtschaftlichen Tätigkeit, die steuerpflichti-
ge Umsätze hätte begründen sollen. Für den 
Vorsteuerabzug sei unerheblich, dass das 
Projekt letztlich nicht verwirklicht wurde. Das 
einmal entstandene Recht auf Vorsteuerab-
zug bleibe bestehen, wenn die beabsichtigte 
wirtschaftliche Tätigkeit aus Gründen schei-
tert, die der Unternehmer nicht zu vertreten 
habe. Gleiches gelte für Aufwendungen, die 
erforderlich seien, um Ansprüche aus dieser 
gescheiterten unternehmerischen Tätigkeit 
durchzusetzen oder deren Abwicklung zu er-
möglichen. Da die Beratungsleistungen aus-
schließlich der Durchsetzung von Schadens-
ersatzansprüchen dienten, die ihren Ursprung 
in der geplanten unternehmerischen Tätigkeit 
hatten, stünden sie in einem ausreichenden 
Zusammenhang mit dem Unternehmen der 
Klägerin. Die darauf entfallende Vorsteuer sei 
daher abzugsfähig.

Für Umsatzsteuerpflichtige
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Dienstwagen: Falsche Kilometer- 
angaben gegenüber Arbeitgeber 
können zu Steuerhinterziehung des 
Arbeitnehmers führen
Der Kläger erzielte in den Streitjahren 2009 
bis 2014 Einkünfte aus nichtselbstständiger 
Arbeit aus der Tätigkeit bei einer Produktver-
triebsgesellschaft. Der Arbeitgeber stellte 
ihm einen Dienstwagen zur Verfügung, den 
der Kläger für private Fahrten und für die 
Wege zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 
nutzen durfte. Obwohl die tatsächliche Stre-
cke 99 km betrug, hatte der Kläger seinem 
Arbeitgeber zur Ermittlung des geldwerten 
Vorteils für den Dienstwagen lediglich 22 km 
mitgeteilt. Dieser berechnete den privaten 
Nutzungsvorteil mi Hilfe der „1-%-Regelung“. 
Die Ermittlung des Nutzungsvorteils für die 
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 
basierte auf monatlich 0,03 Prozent des Brut-
tolistenpreises (§ 8 Abs. 2 Satz 3 EStG) für 
jeden durch den Kläger an seinen Arbeitgeber 
mitgeteilten Entfernungskilometer zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte von insgesamt 22 
Kilometern. Daher berechnete der Arbeitgeber 
den geldwerten Vorteil auf einer zu niedrigen 
Grundlage und führte entsprechend zu wenig 
Lohnsteuer ab. In den Einkommensteuerer-
klärungen für die Streitjahre gab der Kläger 
zugleich an, an bis zu 222 Tagen jährlich 
jeweils 99 km zur Arbeitsstätte gefahren zu 
sein. Tatsächlich waren es im Wege einer 
Schätzung nur 120 Tage. 

Die tatsächliche Entfernung zwischen Woh-
nung und Arbeitsstätte sowie die tatsächliche 
Anzahl der Fahrten wurden dem Finanzamt 
erst durch die Ermittlungen der Steuerfahn-
dung bekannt. Damit lagen nachträglich neue 
Tatsachen im Sinne des § 173 Abs. 1 Nr. 1 
der Abgabenordnung vor. Nach Auffassung 
des Niedersächsischen Finanzgerichts wa-
ren die Steuerbescheide der betreffenden 
Kalenderjahre daher zu ändern, da nachträg-
lich Tatsachen bekannt wurden, die zu einer 
höheren Steuer führten. Ein Ermittlungsfehler 
seitens der Finanzbehörde war nach Ansicht 
des Gerichts nicht ersichtlich, weil die ur-
sprünglichen Einkommensteuererklärungen 
schlüssig erschienen und unter Mitwirkung 
eines Steuerberaters erstellt worden waren. 
Nach Überzeugung der Richter erfolgten die 
unzutreffenden bzw. überhöhten Angaben 
zur Anzahl der Fahrten zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte vorsätzlich. Dies erfülle den 
Tatbestand der Steuerhinterziehung (Az. 3 K 
78/24).

Nutzung von Elektro‑ und Hybrid-
elektrofahrzeugen: Ermittlung der 
Ladekosten
Trägt ein Arbeitnehmer die Stromkosten für 
das Laden eines betrieblichen Elektro- oder 
Hybridelektrofahrzeugs an einer häusli-
chen Ladevorrichtung selbst, können die 
vom Arbeitgeber steuerfrei erstattungsfähi-
gen Stromkosten anhand der tatsächlichen 

Stromkosten oder – ab 2026 – anhand einer 
Strompreispauschale ermittelt werden.

Die Finanzverwaltung konkretisiert die Er-
mittlung der tatsächlichen Ladekosten (Az. 
IV C 6 - S 2177/00016/042/056, IV C 5 - S 
2334/00087/015). Der betriebliche Stromver-
brauch kann mit einem separaten, nicht eich-
rechtskonformen Stromzähler nachgewiesen 
werden. Lässt sich der betriebliche Anteil nicht 
unmittelbar ermitteln, reichen Aufzeichnun-
gen über drei Monate aus. Für die Ermitt-
lung der tatsächlichen Ladekosten wird die 
nachgewiesene Strommenge mit dem indi-
viduellen Strompreis multipliziert. Neben den 
verbrauchsabhängigen Stromkosten können 
auch anteilige Grundpreise berücksichtigt 
werden; für dynamische Stromtarife gelten 
Vereinfachungen. Die Einspeisung aus einer 
privaten Photovoltaikanlage bleibt aus Verein-
fachungsgründen unberücksichtigt.

Alternativ kann aus Vereinfachungsgrün-
den die neue Strompreispauschale genutzt 
werden. Dabei wird auf den vom Statistischen 
Bundesamt veröffentlichten Gesamtdurch-
schnittsstrompreis für private Haushalte 
abgestellt und mit der nachgewiesenen ge-
ladenen Strommenge multipliziert. Die Ver-
einfachung gilt unabhängig davon, ob ein 
dynamischer Stromtarif oder eine private 
Photovoltaikanlage genutzt wird. Das Wahl-
recht zwischen tatsächlichen Stromkosten 
und Strompreispauschale ist einheitlich für 
das gesamte Wirtschaftsjahr auszuüben.

Für Einkommensteuerpflichtige

Finanzgerichte dürfen bei Zweifeln 
nicht ungeprüft auf die Erbquote im 
Erbschein vertrauen
Im konkreten Fall war der Kläger gemeinsam 
mit einer weiteren Person Erbe am Nachlass 
seines im Jahr 2016 verstorbenen Bruders. 
Dieser hatte mit Testament verfügt, dass der 
Kläger seine finanziellen Mittel und der Miter-
be seinen Grundbesitz erhalten solle. Der Erb-
schein wies den Kläger zu 37 % und den Miter-
ben zu 63 % als Erben des Erblassers aus. Ihm 
lag ein notariell beurkundeter Erbscheinsan-
trag des Klägers und des Miterben zugrunde, 
nach dem sich der Wert der finanziellen Mit-
tel auf 261.881,02 Euro und der Verkehrswert 
des Grundbesitzes auf 450.000 Euro belaufen 
habe. Später wurde der Grundbesitzwert des 
streitbefangenen Grundstücks mit 609.594 
Euro gesondert und einheitlich festgestellt. 
Daraufhin erließ das Finanzamt einen Ände-
rungsbescheid und erhöhte die Erbschaft-

steuer auf 57.360 Euro. Dieser Festsetzung 
lag ein Anteil des Klägers am Reinnachlass 
von 37 % zugrunde. Der Kläger machte gel-
tend, dass sein Erbanteil wegen des deutlich 
höheren Grundstückswerts tatsächlich nur 30 
% betrage. Die Vorinstanz, das Finanzgericht 
Baden-Württemberg, hielt an der im Erbschein 
genannten Quote fest. 

Der Bundesfinanzhof beanstandete die 
Sachaufklärung der Vorinstanz, hob deren 
Entscheidung auf und verwies die Sache zur 
erneuten Verhandlung und Entscheidung zu-
rück (Az. II B 68/25). Nach Auffassung der 
Richter dürfen Finanzbehörden und Finanz-
gerichte regelmäßig von dem Erbrecht ausge-
hen, wie es im Erbschein bezeugt ist. Werden 
aber gewichtige Gründe erkennbar, die gegen 
die Richtigkeit des Erbscheins in tatsächlicher 
oder rechtlicher Hinsicht sprechen, seien sie 
berechtigt und verpflichtet, das Erbrecht und 
- bei Miterben - die Erbanteile selbst zu er-

mitteln. Einen gewichtigen Grund könne auch 
der Steuerwert eines Nachlassgegenstandes 
bilden, den das Finanzamt auf den Zeitpunkt 
der Steuerentstehung gesondert festgestellt 
habe. Zwar könne sich eine Änderung des 
Erbanteils nicht aus den nach steuerrechtli-
chen Grundsätzen ermittelten Steuerwerten, 
sondern nur aus den Verkehrswerten der zum 
Nachlass gehörenden Vermögensgegen-
stände ergeben. Ein deutlich abweichender 
Steuerwert könne jedoch Anlass geben, den 
tatsächlichen Verkehrswert näher aufzuklä-
ren. Da im Streitfall der festgestellte Wert in 
Höhe von 609.594 Euro erheblich über den 
ursprünglich angesetzten 450.000 Euro lag, 
hätte das Finanzgericht Baden-Württemberg 
den tatsächlichen Verkehrswert und auf die-
ser Grundlage die zutreffende Erbquote näher 
aufklären müssen.

Für Erbschaftsteuerpflichtige
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ist eine Kooperation aus eigenständigen, also recht-
lich selbstständigen Steuerkanzleien, Rechtsan-
waltskanzleien und Wirtschaftsprüfungskanzleien.
Mandatsverhältnisse werden mit der jeweiligen 
Kanzlei und nicht mit dem Kooperationsverbund 
geschlossen. 

Die Mitgliedskanzleien der HSP GRUPPE koope-
rieren u. a. in den Bereichen IT, Datenschutz und 
Datensicherheit,  Personalmanagement, Marketing, 
fachlicher Austausch und gemeinsame Fachveran-
staltungen, Qualitätssicherung sowie wechselsei-
tige fachliche Unterstützung bei Bedarf und vorhe-

riger Zustimmung des Rat suchenden Mandanten. 
Zur Wahrung der Verschwiegenheitspflicht ist eine 
wechselseitige Einsichtnahme in Daten ohne Ein-
willigung des Mandanten technisch ausgeschlossen. 
Unsere Mandanten profitieren jedoch von der brei-
ten Wissensbasis in den vorgenannten Bereichen.

Die HSP GRUPPE

Gegenleistung bei der Veräußerung 
von Grundstücken mit Solar-/Photo-
voltaikanlagen
Zu der Frage, ob beim Erwerb eines Grund-
stücks der Kaufpreisanteil für Solar- bzw. 
Photovoltaikanlagen in die grunderwerb-
steuerliche Gegenleistung einzubeziehen ist, 
nimmt das Niedersächsische Finanzministeri-
um wie folgt Stellung (Az. S 4503-018):

Solaranlagen nutzen die Sonnenenergie zur 
Wärmegewinnung und dienen vor allem zur 
Erwärmung von Wasser für sanitäre Zwecke 
oder der Raumheizung, meist zur Ergänzung 
der bereits vorhandenen Wärmeversorgung. 

Daher werden sie regelmäßig als Gebäudebe-
standteile betrachtet. Der auf die Solaranlage 
entfallende Kaufpreisanteil zählt zur grunder-
werbsteuerlichen Gegenleistung.

Photovoltaikanlagen hingegen erzeugen 
durch Sonnenenergie Strom, der in das allge-
meine Netz eingespeist wird. Wenn Photovol-
taikanlagen als Aufdachanlagen konzipiert sind, 
stellen sie unabhängig davon, ob sie der Versor-
gung des Grundstücks oder auch der Energie-
erzeugung und Einspeisung in öffentliche Ener-
gienetze dienen, Zubehör des Grundstücks dar. 
Das auf sie gezahlte Entgelt gehört daher nicht 
zur grunderwerbsteuerlichen Gegenleistung. 

Photovoltaikanlagen, die stattdessen als 
Ersatz für eine erforderliche Dacheindeckung 
(z. B. mit Ziegeln oder Schiefer) oder als Teil 
einer Fassade (z. B. anstelle von Fassaden-
elementen oder Glasscheiben) installiert 
werden (dach- oder fassadenintegrierte 
Photovoltaikanlagen), gelten als wesentlicher 
Bestandteil des Grundstücks und sind daher 
bei der grunderwerbsteuerlichen Gegenleis-
tung - auch bei vollständiger oder teilweiser 
Einspeisung in öffentliche Energienetze - voll-
ständig bei der Grunderwerbsteuer zu berück-
sichtigen.

Regierungsentwurf eines Jahressteu-
ergesetzes 2026
Das Bundesfinanzministerium hat den Re-
gierungsentwurf eines Jahressteuergesetzes 
2026 (JStG 2026) veröffentlicht. Zuvor hat-
te das Bundeskabinett am 12.08.2026 den 
Gesetzentwurf beschlossen. Er enthält eine 
Vielzahl von Einzelmaßnahmen in verschie-

denen Bereichen des Steuerrechts. Geplant 
sind unter anderem Änderungen bei der Be-
rechnung steuerfreier Sonn-, Feiertags- und 
Nachtzuschläge, bei der Forschungszulage 
sowie bei der elektronischen Bekanntgabe von 
Steuerbescheiden.

Vorgesehen sind Maßnahmen zum Büro-
kratieabbau, zur Digitalisierung und zur Ver-

hinderung von Steuergestaltungen. Daneben 
seien die Regelung von Verfahrens- und 
Zuständigkeitsfragen, Folgeänderungen, An-
passungen aufgrund von vorangegangenen 
Gesetzesänderungen und Fehlerkorrekturen 
enthalten. Die Inhalte können sich im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren noch ändern.

Grunderwerbsteuer

Sonstiges

Die Neuregelungen gelten für Wirtschafts-
jahre, die nach dem 31.12.2025 beginnen. Die 
bisherigen Regelungen dürfen noch bis zum 
31.07.2026 weiter angewendet werden.

Kindergeld auch bei Fernlehrgang mit 
geringem Wochenstundenumfang
Die Familienkasse hatte Kindergeld für eine 
volljährige Tochter abgelehnt, die seit Mai 
2025 einen Fernlehrgang zur geprüften Foto-
designerin absolvierte. Zur Begründung ver-
wies sie u. a. darauf, dass der Lehrgang nach 
Angaben des Anbieters durchschnittlich nur 
sieben Wochenstunden umfasse. Die Fami-

lienkasse bezweifelte deshalb, ob bei einem 
derart geringen Umfang die Ausbildungsmaß-
nahme ernsthaft betrieben werde.

Das Finanzgericht Münster gab der Klage 
gegen die Ablehnung des Kindergeldes statt 
(Az. 9 K 2730/25 Kg). Eine Berufsausbildung 
im Sinne des Kindergeldrechts setze keinen 
bestimmten Mindestumfang an Wochenstun-
den voraus. Maßgeblich sei vielmehr, ob das 
Kind ernsthaft und nachhaltig auf ein kon-
kretes Berufsziel hinarbeite. Dies sei hier der 
Fall. Der staatlich zugelassene Fernlehrgang 
vermittle berufsbezogene Kenntnisse und die 
Klägerin habe durch mehrere erfolgreich ab-

solvierte Einsendeaufgaben nachgewiesen, 
dass sie die Ausbildung tatsächlich betreibe. 
Die in der BFH-Rechtsprechung teilweise 
genannte Grenze von zehn Wochenstunden 
gelte nach Ansicht des Finanzgerichts ledig-
lich für besondere Fallgruppen wie Au-pair-
Aufenthalte oder Sprachkurse mit möglichem 
Freizeitcharakter. Auf reguläre Fernlehrgänge 
sei sie nicht übertragbar. Daher stehe der vom 
Lehrgangsanbieter angegebene Lernaufwand 
von lediglich sieben Stunden pro Woche ei-
nem Kindergeldanspruch nicht entgegen.
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